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Aufgabenbereich  
Heimatschutz und Denkmalpflege 

1. Ist-Zustand 

Die verfassungsmässigen und gesetzlichen Aufgaben im Bereich Heimatschutz und 
Denkmalpflege sind ein umfassendes System mit für jede Staatsebene klar geregelter 
Verantwortung. Die Finanzierung von Unterstützungsbeiträgen für denkmalpflegerische 
und archäologische Massnahmen ist ein wichtiger Teilbereich.  

1.1. Regelungskompetenz 

Der Schutz und die Pflege des nationalen Kulturerbes war im ausgehenden 19. Jh. die 
erste kulturpolitische Regelung des noch jungen Bundesstaates. Die Regelungen wur-
den seither mehrfach weiterentwickelt, gründen aber auch heute noch auf der Prämisse 
der gemeinsamen Verantwortung. «Im Kräftespiel Föderalismus–Zentralismus kommt 
[dem Bund] unter anderem auch die Rolle einer ausgleichenden, unabhängigen und von 
jeglicher lokalen Beeinflussung freien Beurteilungsinstanz zu», schrieb der Bundesrat 
beispielsweise in seiner Botschaft von 1991 zur Eingliederung der Denkmalpflege in das 
Natur- und Heimatschutzgesetz. Auch die NFA von 2008 bekräftigte aus diesen Grün-
den die Verbundaufgabe in diesem Bereich und führte zur Verbesserung der operativen 
Umsetzung organisatorische Anpassungen der Aufgabenerfüllung ein. 

Ziel ist damit seit 1886 die Erhaltung und Pflege von Baudenkmälern, Ortsbildern und 
archäologischen Stätten, um das baukulturelle Erbe für die Nachwelt zu bewahren und 
die kulturelle Vielfalt und Identitäten von Schweizer Kulturlandschaften, Dörfern und 
Städten zu erhalten und umsichtig weiterzuentwickeln. 

Die Erfüllung der Aufgaben des Heimatschutzes und der Denkmalpflege liegt heute 
hauptsächlich bei den Kantonen (heute Art. 78 BV). Die Kantone (und bisweilen auch 
Gemeinden) regeln in ihren Gesetzen die Modalitäten ihrer finanziellen Mittel für archäo-
logische Grabungen und Restaurierungsvorhaben an Denkmälern sowie entsprechende 
Begleit- und Schutzmassnahmen auf kantonaler und kommunaler Ebene. Die Mittel der 
Kantone für denkmalpflegerische und archäologische Massnahmen werden von den je-
weiligen kantonalen Parlamenten beschlossen. In der Umsetzung der Förderung stützen 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_78
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sich die Kantone auf gesetzliche und deontologische Standards des Bundes und kon-
kretisieren bundesrechtliche Rahmenbedingungen aus dem Bereich des Natur- und Hei-
matschutzes und der Raumentwicklung sowie Verpflichtungen aus von der Schweiz rati-
fizierten internationalen Abkommen.  

Der Bund schützt bei der Erfüllung seiner eigener Aufgaben Kulturdenkmäler, Ortsbilder 
und archäologische Stätten (Art. 78 Abs. 2 BV). Er unterstützt zudem die Bestrebungen 
des Natur- und Heimatschutzes der Kantone. Er kann Objekte von gesamtschweizeri-
scher Bedeutung vertraglich oder durch Enteignung erwerben oder sichern (Art. 78 Abs. 
3 BV, Natur- und Heimatschutzgesetz [NHG; SR 451]). Er legt die nationale Bedeutung 
von zu schützenden Objekten fest und definiert gemeinsam mit den Kantonen die für die 
ganze Schweiz geltenden Standards und Bedingungen der wirksamen, fachkundigen 
und wirtschaftlichen Ausführung. Die angeordneten Schutz- und Unterhaltsmassnahmen 
des Bundes bilden öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen, die den jeweiligen 
Grundeigentümer verpflichten.  

Der Bund ist zudem für die Ratifizierung von internationalen Abkommen im Bereich Hei-
matschutz und Denkmalpflege zuständig, welche innerstaatlich umgesetzt werden und 
auch die Kantone verpflichten. 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Der Bund schützt die Natur sowie die Landschaft mit ihren Ortsbildern, Kulturdenkmä-
lern und archäologischen Stätten. Er erstellt dafür die sogenannten Bundesinventare 
(Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler BLN [VBLN; SR 451.11], Bun-
desinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung 
ISOS [VISOS; SR 451.12], Bundesinventar der historischen Verkehrswege IVS [VIVS; 
SR 451.13]) und berücksichtigt diese bei der Erfüllung seiner Aufgaben unmittelbar. Die 
Kantone berücksichtigen die Bundesinventare im Rahmen ihrer Richt- und Nutzungspla-
nung lediglich mittelbar. 

Im Zusammenhang mit der Finanzierung von denkmalpflegerischen und archäologi-
schen Massnahmen definiert der Bund nationale Standards sowie Mindestanforderun-
gen und sorgt damit für eine nationale Koordination der kantonalen und regionalen Be-
dürfnisse. Er legt aus gesamtschweizerischer Sicht die angesichts zukünftiger Entwick-
lungen und Herausforderungen im Bereich des baulichen Kulturerbes notwendige Priori-
täten für die Unterstützung von Archäologie und Denkmalpflege fest. Er bestimmt zur Al-
lozierung seiner Mittel Kriterien zur Erfüllung der gesamtschweizerischen Prioritäten und 
Ziele und unterstützt so die Kantone in der Gewährleistung des nationalen öffentlichen 
Interesses der Kulturerbe-Erhaltung. Im Rahmen von Programmvereinbarungen legen 
Bund und Kantone gemeinsam entsprechende Ziele einer mehrjährigen Finanzierungs-
periode fest. Der Bund kann in bestimmten Fällen auch Einzelprojekte unterstützen, er 
legt dafür die Bedingungen fest. Er kann zudem selbstständig dringliche Schutz- und Si-
cherungsmassnahmen ergreifen und finanzieren, um wichtige nationale Objekte vor 
dem drohenden Zerfall zu bewahren. Der Bund unterstützt die Kantone dabei auch fach-
lich, namentlich mit der Koordination und Finanzierung von Beratungsmandaten durch 
unabhängige Bundesexpertinnen und -experten im Sinne einer nationalen Qualitätssi-
cherung. 

Die Kantone führen Fachstellen für Denkmalpflege und Archäologie. Sie sind für die 
Umsetzung von Denkmalpflege und Archäologie in ihrem Gebiet zuständig. Die Kantone 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1966/1637_1694_1679/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/290/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2019/673/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/227/de
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unterstützen mit Beiträgen die Pflege und Erhaltung von privaten und öffentlichen Denk-
mälern und stellen mit ihren kantonalen Fachstellen die fachliche Steuerung und Beglei-
tung sicher. Sie führen archäologische Grabungen durch und stellen den sachgerechten 
wissenschaftlichen Umgang mit archäologischen Funderwartungen und Hinterlassen-
schaften sicher. Im Rahmen der Programmvereinbarung mit dem Bund setzen die Kan-
tone die Mittel des Bundes für denkmalpflegerische und archäologische Massnahmen 
gemäss den vereinbarten Zielen selbstständig ein, sie müssen dafür mindestens ebenso 
hohe eigene Mittel zu Verfügung stellen. Die Flexibilität bei der Vergabe der Mittel für 
die Kantone erlaubt es, der grossen Heterogenität im kantonalen Vollzug – und den ent-
sprechenden regionalen und lokalen Bedürfnissen – gerecht zu werden. Die Kantone 
beantragen beim Bund im Namen der (privaten) Eigentümerschaften auch die Finanzhil-
fen für Einzelfälle respektive für dringende oder umfangreiche Massnahmen. Die Auslö-
sung und Steuerung dieser Massnahmen hängen dabei wesentlich von den meist priva-
ten Eigentümerschaften der schützenswerten Objekte ab. Die öffentlichen Mittel werden 
als Anreiz und Abgeltung für die Sicherung des öffentlichen Interesses der Denkmaler-
haltung und Archäologie eingesetzt. Die kantonalen Fachstellen erbringen deshalb auch 
wichtige Leistungen im Bereich der Kommunikation und der informellen Begleitung und 
Beratung. 

Optimierung der heutigen Regelung 

Die heutige Aufgabenerfüllung kann im Hinblick auf die Verbesserung der baulichen und 
archäologischen Kulturerbe-Erhaltung sowie bezüglich Effizienz und Effektivität im Rah-
men der bestehenden Verfassungs- und den gesetzlichen Bestimmungen – und damit 
im Einklang mit dem nicht vom Projekt behandelten, aber auf denselben Verfassungs- 
und Gesetzesbestimmungen beruhenden Natur- und Landschaftsschutz – optimiert wer-
den. Die Mittel und personellen Ressourcen des Bundes sowie der Kantone bleiben un-
verändert.  

Der Bund würde dabei in Zusammenarbeit mit den Kantonen stärker als bisher auf die 
integrierte Kulturerbe-Erhaltung über die Steuerung und die Einhaltung von nationalen 
und internationalen Standards fokussieren. Die Mittel könnten von den Kantonen jedoch 
flexibler als bisher eingesetzt werden, neben den konkreten denkmalpflegerischen und 
archäologischen Massnahmen auch zum Beispiel für zur Förderung von definierten in-
novativen Rahmenbedingungen, Verfahren und Prozessen im Bereich der Kulturerbe-
Erhaltung. 

Konkret wären folgende Optimierungen zu prüfen: 

Voraussetzungen für Programmvereinbarungen: Der Bund definiert neu materielle, 
rechtliche und organisatorische Voraussetzungen zum Abschluss von Programmverein-
barungen für Finanzhilfen für denkmalpflegerische und archäologische Massnahmen, 
die zwingend erfüllt sein müssen und gemäss gesamtschweizerischer Prioritäten be-
stimmt werden. Er schliesst in der Konsequenz nicht mehr automatisch mit allen Kanto-
nen eine Programmvereinbarung ab. Er definiert mit den Kantonen stärkere konzeptio-
nelle und konkret zu erreichende Ziele; neu definiert er zur Überprüfung der Wirksamkeit 
der Programmvereinbarungen auch bestimmte Wirkungsziele.   

Aufteilung der Bundesmittel: Der Verteilschlüssel der Mittel des Bundes auf die Kantone 
wird revidiert und mit einem Anreizsystem gekoppelt. Eine neue Definition der Beitragss-
ätze (heute gemäss der Bedeutung des Objekts) ist zu prüfen. Der Bund verzichtet neu 
auf Finanzhilfen an Objekte im Eigentum der Kantone.  

Information und Transparenz: Die Signalwirkung der Bundesbeiträge wird durch ein ge-
eignetes System der Information gestärkt, die Transparenz erhöht. 
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Expertenwesen: Beim System des Expertenwesens und der Bereitstellung von techni-
scher Expertise und entsprechenden Grundlagen ist eine Stärkung, ggf. in Zusammen-
arbeit mit der Lehre (z.B. Swiss Restoration Campus) zu prüfen. 

Die stärkere Ausrichtung auf ein Anreizsystem, konzeptionelle Ziele und die Einhaltung 
von nationalen Standards würde Kantone entlasten, die sich in Bezug auf Verfahren, In-
strumente und Erhaltungs-Praktiken für eine besonders hohe Qualität der Kulturerbe-
Erhaltung einsetzen, und andere Kantone würden tendenziell weniger Mittel zugespro-
chen bekommen. Durch den Verzicht auf Beiträge an Objekte im Eigentum der Kantone 
würden die Kantone zu Gunsten der privaten Eigentümer belastet; beim Einsatz der Mit-
tel für innovative Verfahren in Planung und Umsetzung der Denkmalpflege und Archäo-
logie werden sie wiederum entlastet.  

Diese Massnahmen können zu Verbesserungen im Bereich führen, sind jedoch keine 
Entflechtung.  

1.3. Finanzierung 

Im Bereich der Denkmalpflege (Restaurierung und Erhaltungsmassnahmen für Denkmä-
ler) tragen die – meist privaten – Eigentümerschaften den Grossteil der Kosten. Der An-
teil der öffentlichen Hand beträgt bei der gemeinsamen Finanzierung von Bund und 
Kantonen für Objekte von nationaler Bedeutung höchstens 50% der beitragsberechtig-
ten Kosten (maximal 75% durch einen erhöhten Beitrag des Bundes im Ausnahmefall, 
wenn ein wichtiges nationales Objekt mangels anderweitiger Finanzierungsmöglichkei-
ten sonst unmittelbar bedroht wäre), bei regionalen Objekten 40%, bei lokalen Objekten 
30%. Es besteht kein Anspruch auf Beiträge, zahlreiche Objekte erhalten keine Bei-
träge. Die kantonalen Beiträge im Bereich der Denkmalpflege und Archäologie werden 
etwa hälftig durch Mittel der Loterie Romande/Swisslos ergänzt (BFS 2024). 

Im Bereich der Archäologie entstehen die massgeblichen Kosten durch Rettungsgra-
bungen im Zusammenhang mit Bauprojekten. Sie obliegen gesamthaft der öffentlichen 
Hand, namentlich der Kantone, mit Unterstützung durch den Bund. Nur wenige Kantone 
kennen eine Beteilung der Bauherrschaften im Sinne eines «Verursacherprinzips». 

Die Finanzhilfen der Kantone für denkmalpflegerische Massnahmen belaufen sich auf 
rund 36 Millionen Franken, für archäologische Massnahmen auf rund 60 Millionen Fran-
ken. Die Finanzhilfen des Bundes für Denkmalpflege und Archäologie betragen rund 30 
Millionen Franken. Insgesamt betragen die öffentlichen Ausgaben für die Massnahmen, 
Subventionen und Verwaltungskosten im Bereich der Denkmalpflege und des Heimat-
schutzes der Kantone und Gemeinden rund 300 Millionen Franken. 

Grundsätzlich würden für eine sachgerechte Kulturerbe-Pflege Bundesmittel im Umfang 
von 100 Millionen Franken/Jahr benötigt (Bundesrat, 2020, S. 3222). Unterfinanzierun-
gen und Kürzungen in diesem Bereich führen langfristig zu einem Restaurierungsüber-
hang, der nachfolgende Generationen belastet oder zu unwiederbringlichen Denkmal- 
und Archäologieverlusten führt. 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/rm/home.assetdetail.32382489.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2020/725/de
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1.4. Herausforderungen 

Grundsätzlich bestehen keine wesentlichen Probleme im Zusammenhang mit der Orga-
nisation der Aufgabenerfüllung. 

Die Organisation der Zusammenarbeit der Finanzierung im Bereich Heimatschutz und 
Denkmalpflege wurde 2018 im Rahmen des Nationalen Kulturdialogs im Auftrag des 
BAK evaluiert (Interface 2018). Diese Evaluation ergab, dass sich «der Vollzug der Ver-
bundaufgabe insgesamt bewährt» und dass die Effizienz der Umsetzung der Verbund-
aufgabe positiv ausfalle. Eine zentrale Wirkung der Mitfinanzierung des Bundes liege 
darin, dass Denkmalpflege und Archäologie gegenüber der kantonalen Politik und priva-
ten Eigentümerschaften gestärkt werde, was die Resilienz der Aufgabenerfüllung er-
höht. 

Die Programmvereinbarungen wurden seit ihrer Einführung 2008 wesentlich optimiert. 
Sie werden alle vier Jahre neu überprüft und im Hinblick auf die Zusammenarbeit und 
die Ziele von Bund und Kantonen angepasst. Die operative Umsetzung erfolgt mittler-
weile digital über eine dafür entwickelte Plattform. 

Herausforderungen bestehen zurzeit in der Umsetzung des Ortsbildschutzes bzw. der 
Anwendung des ISOS im Zusammenhang mit der durch das Raumplanungsgesetz an-
gestrebten hochwertigen Innenentwicklung. Kritisiert werden insbesondere die durch die 
aktuelle ISOS Anwendung entstehenden Bauverzögerungen. Der Bund hat diese 
Schwierigkeiten erkannt und in Zusammenarbeit mit den Kantonen, Städten und Ge-
meinden sowie dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft regulatorische Anpassungen 
entwickelt, die in der Folge bis 2026 umgesetzt werden. 

Die bauliche Entwicklung in der Schweiz insgesamt verlief hinsichtlich der Qualität der 
gebauten Umwelt in den letzten Jahrzehnten jedoch unbefriedigend. Die Kulturerbeer-
haltung im Speziellen wird zunehmend anderen Interessen grundsätzlich untergeordnet, 
namentlich was Objekte und Ensembles von regionaler und lokaler Bedeutung betrifft, 
die für die kulturelle Vielfalt der Schweiz von grundlegender Bedeutung sind.  

Erwiesene Good Practice wird noch nicht von allen Kantonen umgesetzt: Heute verfü-
gen beispielsweise noch nicht alle Kantone über ein flächendeckendes Denkmalinven-
tar; die Definition von Denkmälern und archäologischen Stätten bzw. deren nötigen 
Schutzes entspricht teilweise nicht den internationalen Übereinkommen; die fachliche 
und unabhängige Beurteilung von Vorhaben ist etwa durch das Fehlen von Denkmal-
kommissionen nicht garantiert und die Verfahren und Prozesse zum Ortsbildschutz sind 
nicht konsolidiert oder finden keinen sachgerechten Eingang in die Richt- und Nutzungs-
planung. 

Die Digitalisierung verläuft uneinheitlich, zu langsam und zu heterogen, was zu ineffi-
zienten Mehrspurigkeiten und Lücken in der Datensicherheit führt. 

Die Kosten der Kulturerbe-Erhaltung werden – unabhängig von der Organisation und 
Strukturen – in Zukunft vermutlich ansteigen: Die Anzahl insbesondere jüngeren Kultur-
erbes nimmt zu, die Anpassungen an das Klima bzw. die Vermeidung von Schäden wird 
mehr Mittel benötigen, archäologische Grabungen nehmen durch die Bebauung von bis-
her nicht verdichteten Funderwartungsgebieten zu. Demgegenüber sinken die von der 
öffentlichen Hand eingesetzten Mittel tendenziell. 

Aufgrund der multiplen Herausforderungen und Ansprüchen an die gebaute Umwelt be-
steht grundsätzlich ein zunehmender Abstimmungsbedarf zwischen den unterschiedli-

https://www.interface-pol.ch/projekt/untersuchung-des-finanzierungsmechanismus-zwischen-bund-und-kantonen-im-bereich-heimatschutz-und-denkmalpflege
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chen Sektoralpolitiken und Staatsebenen (z.B. Innenentwicklung, Energiewende, Klima-
anpassung, etc.), der nur durch neue Formen und Methoden der multisektoriellen, inter-
disziplinären und übergreifenden Zusammenarbeit zielführend erfüllt werden kann. 

2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat beschlossen, im vorliegenden Kurzbericht folgende 3 Varianten 
zu prüfen: 
1. Kantonalisierung: Ausbau der finanziellen und fachlichen Verantwortung der Kan-

tone im Heimat- und Denkmalschutz 

2. Teilentflechtung: Der Bund fokussiert sich auf die Unterstützung nationaler Objekte 

3. Stärkung Verbundaufgabe mit Rahmenkompetenzen Bund ohne Subventionsver-
pflichtung  

Die vollständige Übernahme der fachlichen und finanziellen Verantwortung für Denkmal-
pflege, Archäologie und Ortsbildschutz durch den Bund wurde von der Arbeitsgruppe 
nicht geprüft, da eine solche Variante im Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip stehen 
würde. Auch wenn die Variante die Effektivität und Effizienz aufgrund einer schweizweit 
einheitlichen Regelung im Bereich der Kulturerbe-Erhaltung langfristig stärken könnte, 
würde sie mittelfristig zu einem enormen Verlust an Wissen und eingespielten Abläufen 
und Prozessen führen. Sie würde einen vollständigen Umbau sämtlicher verfassungs-
mässigen und gesetzlichen Bestimmungen bei Bund und Kantonen, den Aufbau einer 
bedeutenden neuen Verwaltung auf Bundesebene bzw. den Abbau sämtlicher kantona-
len Fachstellen und die Schaffung neuer Instrumente des Bundes erfordern. 

2.1. Kantonalisierung 

2.1.1. Stossrichtung 

Die Kantone tragen die finanzielle, fachliche und operative Verantwortung für alle natio-
nalen, regionalen und lokalen Denkmäler, die Archäologie sowie den Ortsbildschutz. 
Der Bund richtet keine Beiträge mehr aus und schliesst folglich keine Programmverein-
barungen mit den Kantonen ab. Bei einer Vertiefung dieser Variante wäre zu prüfen, ob 
und in welcher Form der Bund weiterhin Aufgaben in folgenden Bereichen wahrnehmen 
soll: 

- Verpflichtung die Ortsbilder, die geschichtlichen Stätten sowie die Kulturdenkmä-
ler bei der Erfüllung seiner eigenen Aufgaben zu schonen und zu schützen, 

- Festlegung von nationalen Standards und Good Practices, 

- Ratifizierung und Suivi von internationalen Verträgen unter Einbezug der Kan-
tone gemäss Art. 55 BV,  

- Dringliche Massnahmen zum Schutz von nationalen Objekten, 

- Unterstützung von Organisationen und Projekten von gesamtschweizerischer 
Bedeutung. 
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Die Komplexität des aktuellen Systems erfordert eine detaillierte Analyse der Auswirkun-
gen unterschiedlicher Rollenmodelle des Bundes bzw. eines Verzichtes auf bestimmte 
Kompetenzen und Instrumente. 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Die Ermittlung des Rechtsetzungsbedarfs hängt von der konkreten Ausgestaltung der 
Variante ab und wäre bei einer Weiterverfolgung vertieft zu diskutieren. Der Bedarf für 
eine Verfassungsänderung hängt von der Auslegung sowie der verbleibenden Hand-
lungskompetenz des Bundes ab. Möglicherweise wäre eine Änderung nicht zwingend 
nötig, da der Bund bei der Erfüllung seiner Aufgaben weiterhin Rücksicht auf die Anlie-
gen des Natur- und Heimatschutzes nehmen könnte (Art. 78 Abs. 2 BV) und es sich bei 
Art. 78 Abs. 3 BV um eine «Kann-Bestimmung» handelt. Das Natur- und Heimatschutz-
gesetz (NHG; SR 451) sowie die zugehörigen Verordnungen müssten je nach verblei-
benden Bundeskompetenzen mehr (Abschnitt 1+2 NHG) oder weniger (Abschnitt 2 
NHG) grundlegend revidiert werden.  

Die Kantone müssten ihre Gesetzgebungen und Verfahren im Bereich Denkmalpflege, 
Archäologie und Raumplanung ebenfalls revidieren.  

Vertieft geprüft werden müsste auch die Vereinbarkeit der Kantonalisierung der Beiträge 
des Bundes für schützenswertes bauliches Kulturerbe mit den internationalen Verpflich-
tungen, welche die Schweiz eingegangen ist, namentlich mit dem Übereinkommen vom 
3. Oktober 1985 über das baugeschichtliche Erbe in Europa (Granada-Konvention; SR 
0.440.4). 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die bisher vom Bund eingesetzten Finanzmittel von ca. 27 Millionen Franken gingen im 
Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 zu den Kantonen über. 
In welchem Ausmass es bei Bund und Kantonen zu einer administrativen Be- bzw. Ent-
lastung kommt, kann beim aktuellen Detaillierungsgrad der Variante noch nicht beziffert 
werden und hängt von den verbleibenden Kompetenzen und Aufgaben auf Bundes-
ebene ab.  

2.1.4. Bewertung 

Die Variante wird in der Arbeitsgruppe unterschiedlich beurteilt. Aus Sicht der finanzpoli-
tischen Vertretung würde eine Kantonalisierung grundsätzlich zu einer Verbesserung 
der Subsidiarität und der fiskalischen Äquivalenz führen. Die Kantone können aus ihrer 
Sicht die operative und finanzielle Verantwortung für die lokalen, regionalen und natio-
nalen Denkmaler eigenständig wahrnehmen. Da sie den unmittelbaren Nutzen der 
Denkmäler und des Ortsbildes aufgrund der regional gesteigerten Wertschöpfung (z.B. 
Tourismussektor, Baugewerbe, Detailhandel) primär den jeweiligen Kantonen zuordnen, 
würde aus dieser Sicht bei einer Kantonalisierung auch eine bessere Übereinstimmung 
von Entscheidungs-, Kostentragenden und Nutzniessende erreicht. Zudem könnten 
auch allfällige Fehlanreize abgebaut werden, die sich aus der heutigen Finanzierungs-
verflechtung ergeben. Dies wäre beispielsweise der Fall, wenn die Kantone aufgrund 
der verfügbaren Bundesmittel teurere oder nicht prioritäre Massnahmen ergreifen. Die 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/2402_2402_2402/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/2402_2402_2402/de
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Veränderungen hinsichtlich Effizienz und Effektivität werden als neutral bewertet: Auf-
grund des Wegfallens von Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen 
würde administrativer Aufwand wegfallen. Gleichzeitig könnte für die Kantone je nach 
Ausgestaltung der Bundesrolle ein gewisser Mehraufwand für die Koordination unterei-
nander und den Aufbau von Expertise entstehen, falls der Bund als zentrale Koordina-
tions- und Expertenstelle wegfallen würde.  

Demgegenüber beurteilen die kantonalen Vertretungen sowie die bundessektorale Ver-
tretung die Variante in Bezug auf die Aufgabenerfüllung der Kulturerbe-Erhaltung als un-
geeignet. Hinsichtlich der fiskalischen Äquivalenz im Vergleich zum Status quo wird sie 
ebenfalls als schlechter beurteilt. Nach Ansicht der kantonalen Vertretungen sowie der 
bundessektoralen Vertretung erfüllt das Kulturerbe einen Nutzen für die gesamte 
Schweiz, der nicht nur lokal, sondern gesamtgesellschaftlich anfällt, und ist daher nicht 
alleinige Aufgabe der Kantone. Der Nutzen des Kulturerbes des Landes ist zudem bei 
weitem nicht nur finanziell zu beurteilen, sondern auch im Hinblick auf dessen Wirkung 
auf die Förderung von Identität und den gesellschaftlichen Zusammenhang, was im ge-
samtschweizerischen Interesse liegt. Mit dem Rückzug des Bundes würden entspre-
chend Kostentragende sowie die Nutzniessenden nicht mehr zusammenfallen. Auch 
vertritt ein Teil der kantonalen Vertretung sowie die bundessektorale Vertretung die An-
sicht, dass die Subsidiarität geschwächt würde. Es wäre fraglich, ob es nicht die Kraft 
der Kantone übersteigen würde, die Rolle des Bundes hinsichtlich der Vorgabe von 
Standards zu ersetzen. Weiter würde die Effektivität aus ihrer Sicht aus zwei Gründen 
geschwächt: Einerseits entstünde eine Diskrepanz zum Natur- und Landschaftsschutz, 
da dieser nach wie vor als umfassende Verbundaufgabe organisiert bliebe. Dies würde 
eine kohärente Bundespolitik im Bereich der natürlichen und gebauten Landschaft er-
schweren. Andererseits würde die historische Wahrnehmung und Verantwortung des 
gesamten Landes für ein nationales Kulturerbe der Schweiz verloren gehen, was zu ei-
ner Schwächung der Kulturerbe-Erhaltung führen könnte. Auch könnte je nach Ausge-
staltung der Variante die Effizienz verschlechtert werden, wenn die Kantone anstelle des 
Bundes die Koordination und Zusammenarbeit interkantonal sicherstellen möchten. Die 
Unterstützung wichtiger zivilgesellschaftlicher Projekte und Organisationen, deren Tätig-
keiten im gesamtschweizerischen Interesse liegen und nicht einem bestimmten Kanton 
zuzuordnen sind, wäre aufwändiger zu organisieren oder würde tendenziell wegfallen. 
Der Abschluss eines neuen Konkordats wird als ineffizient sowie rechtlich, organisato-
risch und administrativ sehr aufwändig beurteilt. 

2.2. Teilentflechtung: Fokus auf Unterstützung nationaler 
Objekte 

2.2.1. Stossrichtung 

Diese Variante sieht eine Übernahme der operativen und finanziellen Verantwortung 
durch den Bund für die rund 4000 Objekte (BFS 2024) von nationaler Bedeutung vor. 
Der Bund würde sich aus der Unterstützung von Objekten mit regionaler und lokaler Be-
deutung zurückziehen. 

Die Kantone hätten keine Verantwortung für nationale Objekte mehr und würden keine 
Finanzierungsbeiträge für diese Objekte mehr leisten. Sie würden hingegen allein ver-
antwortlich für die rund 54'000 Objekte (BFS 2024) von regionaler und lokaler Bedeu-
tung. 
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Eine regulatorische Trennung oder Begrenzung der Zuständigkeit von Objekten von na-
tionaler sowie regionaler/lokaler Bedeutung würde ein neues Bundesinventar für Einzel-
objekte von nationaler Bedeutung nötig machen, um die nötige Rechtssicherheit zu ge-
währleisten: Heute erfolgen die Einstufungen auf der Grundlage eines Zusammenzugs 
von Inventaren und Listen unterschiedlicher Rechtswirkung.  

Der Bund würde die Betreuung und Pflege der Objekte von nationaler Bedeutung ver-
antworten, während die Kantone am selben Ort für regionale und lokale Objekte zustän-
dig wären. Entstehende Abgrenzungsfragen müssten detailliert geklärt werden (etwa 
zwischen archäologischen Objekten von nationaler Bedeutung in unmittelbarem Zusam-
menhang mit Einzeldenkmälern von regionaler Bedeutung und in Fällen von nachträgli-
chen Anpassungen der Einstufungen). 

Sollte sich die Kompetenz und Verantwortung des Bundes allein auf Einzeldenkmäler 
von nationaler Bedeutung beschränken, müssten die Verpflichtungen des Bundes im 
Ortsbildschutz abgeschafft werden. Der Bund würde die Erstellung des ISOS aufgeben. 
Die Kantone würden allein und vollumfänglich für den Ortsbildschutz zuständig. Die 
Kantone müssten die Erstellung und Inkraftsetzung des ISOS mit einer geeigneten Form 
der interkantonalen Zusammenarbeit übernehmen, oder jeder Kanton müsste ein eige-
nes Ortsbildinventar aufbauen.   

 

Verbesserung der Anwendung des ISOS 

Die in jüngster Zeit auftretenden Anwendungsschwierigkeiten mit dem ISOS bei der Er-
füllung von Bundesaufgaben durch die Kantone («Direktanwendung») wurden im Rah-
men eines vom EDI in Absprache mit dem UVEK organisierten Runden Tisches im ers-
ten Halbjahr 2025 adressiert. Der Runde Tisch ISOS, unter Beteiligung der öffentlichen 
Hand (Bund, Kantone, Städte und Gemeinden) sowie der Privaten und der Zivilgesell-
schaft, hat zur Lösung dieser Schwierigkeiten einen Massnahmenkatalog erarbeitet. Die 
Direktanwendung des ISOS wird zukünftig eingeschränkt, die Spielräume für Kantone 
und Gemeinden gestärkt sowie Prozesse und Verfahren verbessert. Der Bundesrat hat 
das EDI am 26.09.2025 mit der Umsetzung der Massnahmen bis im Herbst 2026 beauf-
tragt. Sie lösen die bestehenden Anwendungs- und Verfahrensschwierigkeiten, ohne 
den Ortsbildschutz als wichtigen Mechanismus zur Bewahrung von Qualität und Identität 
unverhältnismässig einzuschränken. Eine Kantonalisierung des Ortsbildschutzes 
brächte demgegenüber neue Rechts- und Planungsunsicherheiten. 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Die Variante bedingt eine Revision des Natur- und Heimatschutzgesetzes (NHG; SR 
451) sowie der dazugehörigen Verordnungen.  

Auf der Ebene der Kantone müssten die Bau- und Denkmalgesetzgebungen sowie die 
zugehörigen Verfahren angepasst werden. 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die bisher von den Kantonen eingesetzten Finanzmittel für nationale Objekte gingen im 
Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 zum Bund über, wobei 
auch die Mittel aus den ordentlichen Immobilienbudgets, die für Objekte von nationaler 
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Bedeutung eingesetzt werden, anzurechnen wären. Es wäre zu prüfen, ob die heutigen 
Mittel von Swisslos/Loterie Romande an den Bund fliessen könnten, oder ob dieser Be-
trag ebenfalls über die Globalbilanz zu Gunsten des Bundes auszugleichen wäre. Die 
Kantone würden zudem personelle Ressourcen einsparen; diese Mittel würden auch 
zum Bund gehen. Umgekehrt würden die Mittel und Ressourcen des Bundes, welche für 
regionale und lokale Objekte vorgesehen sind, an die Kantone übergehen.  

Der Bund müsste demgegenüber erhebliche personelle Ressourcen und Strukturen auf-
bauen, um die Objekte von nationaler Bedeutung sachgerecht betreuen zu können. Die 
Erstellung eines neuen Bundesinventars für Einzelobjekte von nationaler Bedeutung 
würde mehrere Jahre dauern und entsprechende Strukturen und Ressourcen benötigen. 

2.2.4. Bewertung 

Die Variante wird in der Arbeitsgruppe grundsätzlich hinsichtlich aller Kriterien als neut-
ral oder schlechter im Vergleich zum Status quo beurteilt. Hinsichtlich Subsidiarität und 
fiskalischer Äquivalenz würden sich kaum Verbesserungen ergeben: Aus sektoraler 
Sicht würde die Umsetzung der Variante sowohl dem Charakter der nationalen Bedeu-
tung der Denkmalpflege und des Heimatschutzes als auch der Kongruenz zwischen 
Nutzniessenden sowie Kostentragenden entgegenstehen. Unter der entgegengesetzten 
Annahme, dass der Nutzen der lokalen und regionalen Objekte primär bei den Kantonen 
anfällt, könnte die alleinige finanzielle und operative Verantwortung der Kantone für die-
sen Teilbereich aus Sicht der Bundesfinanzvertreter auch zu einer Verbesserung der fis-
kalischen Äquivalenz führen. Jedoch entstünde ein erhöhter Koordinationsbedarf zwi-
schen Bund und Kantonen sowie ein administrativer Aufwand zur Regelung der Abgren-
zungen zwischen nationalen und lokalen/regionalen Objekten. Diese Abgrenzung würde 
für die Erhaltung des kulturellen Erbes keinen Mehrwert bieten. Gleichzeitig müssten die 
bestehenden Parallelstrukturen, insbesondere beim Bund, ausgebaut werden. Auch 
würden die raumplanerischen Planungs- und Bewilligungsverfahren aufwendiger und 
komplizierter. Zudem müsste voraussichtlich eine neue interkantonale Regelung mittels 
Konkordat aufgebaut werden, was rechtlich, organisatorisch und administrativ sehr auf-
wändig wäre. Da nationale Einzelobjekte stärker im städtischen Bereich angesiedelt 
sind, würden mit einem Verzicht der Bundesfinanzierung für regionale und lokale Ob-
jekte Berg- und Landkantone benachteiligt, sofern die Kantone, die aus der Globalbilanz 
erhaltenen Mittel nicht für diese Objekte einsetzen. Vor diesem Hintergrund ist die Ar-
beitsgruppe der Ansicht, dass die Effizienz und Effektivität im Vergleich zum Status quo 
klar beeinträchtigt respektive verschlechtert würden. Weiter ist davon auszugehen, dass 
Fehlanreize entstehenden könnten, vermehrt Objekte in das nationale Inventar aufzu-
nehmen.  

2.3. Stärkung Verbundaufgabe mit Rahmenkompetenzen 
Bund ohne Subventionsverpflichtung  

2.3.1. Stossrichtung 

Der Bund erhält eine Rechtssetzungskompetenz im Bereich Heimatschutz und Denk-
malpflege. Im Sinne einer Rahmengesetzgebung erlässt der Bund – wie im Bereich der 
Raumentwicklung, der Energieversorgung, etc. – Anforderungen und Mindeststandards 
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zum Schutz des baulichen und archäologischen Kulturerbes. Er garantiert damit die Um-
setzung von nationalen und internationalen Standards: Durch die einheitlichen gesetzli-
chen Anforderungen ergeben sich in der Praxis für die Kantone insgesamt Synergieef-
fekte. Zukünftig wachsende Herausforderungen wie beispielsweise die Kriterien für eine 
hochwertige Innenentwicklung, die Anpassung und die Bedrohung des kulturellen Erbes 
an den Klimawandel und die notwendigen Massnahmen werden durch den Bund vorge-
geben und gesteuert. 

Die Finanzmittel des Bundes bleiben dabei unverändert (keine Mehrmittel), sie werden 
weiterhin zur Unterstützung der Ziele des Bundes im Bereich der Kulturerbe-Erhaltung 
eingesetzt. 

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Diese Variante verlangt nach einer Revision der Verfassung (Art. 78 BV) sowie nach 
grundlegenden gesetzlichen Revisionsarbeiten auf Stufe des Bundes (NHG; SR 451) 
und der Kantone. 

2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Finanzhilfen für den Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege des Bundes und der 
Kantone blieben grundsätzlich unverändert. Die Variante könnte zu einem leichten 
Mehrbedarf an personellen Ressourcen auf der Stufe des Bundes führen. Die Kantone 
würden mittelfristig personell tendenziell durch Synergieeffekte entlastet.  

Durch die Nutzung von bundesrechtlich vorgegebenen, einheitlichen Grundlagen und 
Instrumenten entstünden zudem kostendämpfende Effekte.  

2.3.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe bewertet diese Variante betreffend Subsidiarität und fiskalische Äqui-
valenz unterschiedlich. Die finanzpolitische Vertretung vertritt die Ansicht, dass diese 
Aspekte durch ein stärkeres Engagement des Bundes geschwächt würden. Ein Perso-
nalausbau auf Stufe Bund ist zudem aus Sicht der Effizienz kritisch zu betrachten und 
wäre abzugelten. Demgegenüber sind die bundessektorale sowie die kantonalen Vertre-
tungen der Meinung, dass diese gleichbleiben oder durch die klarere Aufgabenvertei-
lung gestärkt würden: Die nationalen Standards würden bundesrechtlich vorgegeben 
und der Bund erhielte für eine sachgerechte Pflege und Erhaltung des baulichen und ar-
chäologischen Kulturerbes die notwendigen Regelungskompetenzen, während die Kan-
tone nach wie vor im Rahmen der Umsetzung über grosse Gestaltungsfreiheit verfügen 
und ihre Besonderheiten berücksichtigt werden würden. Auch bliebe die fiskalische 
Äquivalenz aus ihrer Sicht berücksichtigt, da die grössere Regelungskompetenz des 
Bundes durch den gesamtschweizerischen Nutzen des Kulturerbes sowie der finanziel-
len Beteiligung des Bundes gerechtfertigt werden kann.  

Hinsichtlich der Effizienz und der Effektivität erwartet die Arbeitsgruppe tendenziell Ver-
besserungen im Vergleich zum Status quo. Durch eine bundesrechtliche Vorgabe von 
Minimalstandards könnte sich die Qualität der Kulturerbe-Erhaltung verbessern. Zudem 
könnten durch einheitliche Regelungen Synergien erzeugt werden, beispielsweise im 
Bereich der Digitalisierung.  
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Die Variante würde zu keiner Entflechtung führen. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Kantonsvertretungen sowie die bundesektorale Vertretung sprechen sich für den 
Status quo inkl. Optimierungen bzw. für die Variante 2.3 «Stärkung der Verbundaufgabe 
mit Rahmenkompetenzen des Bundes ohne Subventionsverpflichtung» aus. Aus ihrer 
Sicht ermöglicht das bestehende System eine effektive und effiziente Aufgabenerfül-
lung, die eine auf die unterschiedlichen kantonalen Bedingungen angepasste Umset-
zung ermöglicht resp. die föderalen Eigenheiten und Praktiken in den Kantonen respek-
tiert. Zudem berücksichtigt der Status quo die Erhaltung des Kulturerbes und dessen ge-
samtschweizerische Bedeutung am besten, was bereits in früheren Prüfungen bestätigt 
wurde. Durch die Einführung einer Rahmenkompetenz des Bundes könnte das heutige 
System hinsichtlich Effizienz und Effektivität weiter gestärkt werden. Die vertiefte Prü-
fung einer Kantonalisierung sowie einer Teilentflechtung wird abgelehnt. Aus ihrer Sicht 
wären diese Varianten weder sachgerecht noch brächten sie einen Mehrwert für den 
Heimatschutz und die Denkmalpflege.  

Die finanzpolitische Vertretung empfiehlt hingegen, die Variante 2.1 «Kantonalisierung» 
weiterzuverfolgen. Sie würde zu einer weitreichenden Entflechtung führen, die sich posi-
tiv auf die Subsidiarität und fiskalischen Äquivalenz auswirken und Fehlanreize abbauen 
könnte. Zudem könnten die bestehenden Parallelstrukturen abgebaut werden. Beiträge 
für denkmalpflegerische und archäologische Massnahmen würde der Bund in dieser Va-
riante keine mehr ausrichten. Die Variante verlangt jedoch nach vertiefter Prüfung ver-
schiedener Aspekte. Bei den weiteren Arbeiten wäre insbesondere auch zu entschei-
den, ob bei Art. 78 Abs. 2 BV (Bund nimmt Rücksicht auf die Anliegen des Natur- und 
Heimatschutzes) Anpassungsbedarf besteht.  

Im Rahmen des Postulats 25.4401 «Denkmal-, Heimat- und Ortsbildschutz. Auswirkun-
gen neuer Aufgabenteilungen und Wirksamkeit beschlossener Massnahmen evaluie-
ren» wird der Bundesrat beauftragt, das Potenzial und die Auswirkungen einer mögli-
chen neuen Aufgabeteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich Denkmal-, Hei-
mat- und Ortsbildschutzes aufzuzeigen und zu evaluieren. Das Ergebnis dieser Prüfung 
des Bundes kann als Grundlage in die zweite Phase des Projekts Entflechtung 27 ein-
fliessen. 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254401

